
 

Kleine Anfrage 

Dr. Stefan Naas (Freie Demokraten) vom 13.09.2019 

Landesstraßen – Projekte Kommunales Interessenmodell (KIM II) 

und  

Antwort  

Minister für Wirtschaft, Energie, Verkehr und Wohnen 
 
 
 
Vorbemerkung Fragesteller: 

Im Rahmen des „Kommunalen Interessenmodell II“ (KIM II) konnten Kommunen Landesstraßenbauprojekte 
vorfinanzieren, für die im regulären Landesetat die Mittel fehlen. Das Modell ermöglicht auch die Vorfinan-
zierung von Gemeinschaftsmaßnahmen im Zuge von Ortsdurchfahrten. Land und Kommunen haben darüber 
verbindliche Vereinbarungen getroffen. 
 
Die Vorbemerkung der Fragesteller vorangestellt, beantworte ich die Kleine Anfrage wie folgt: 
 
 
Frage 1. Welche Projekte wurden im Rahmen des KIM-II-Programms zwischen Land und Kommunen im 

Einzelnen vereinbart? 
 
Es wurden folgende acht Landesstraßen-Ortsumgehungen im Rahmen des Vorfinanzierungsmo-
dell KIM II mit nachfolgenden Kommunen vereinbart: 
 

Stadt/Gemeinde Ortsumgehung 

Stadt Felsberg L 3220 Felsberg  

Stadt Pfungstadt L 3097 Eschollbrücken  

Stadt Seligenstadt L 3065 Seligenstadt, 3. Bauabschnitt  

Gemeinde Dornburg L 1551 Langendernbach  

Gemeinde Ebsdorfergrund L 3125 Heskem 

Gemeinde Hohenahr L 3287 Mudersbach  

Gemeinde Weilmünster L 3054 Weilmünster  

Landkreis Waldeck-Frankenberg L 3080 Bad Arolsen / Wetterburg  

 
 
Es wurde mit den drei nachfolgenden Kommunen fünf Landesstraßen-Ortsdurchfahrten im 
Rahmen des Vorfinanzierungsmodell KIM II vereinbart: 
 

Stadt / Gemeinde Ortsdurchfahrt 

Stadt Heringen (Werra) 
L 3172 Hauptstraße 
L 3255 Wölfershäuser Straße 

Gemeinde Schenklengsfeld 
L 3341 Erdmannroder Straße 
L 3341 Konroder Straße 

Stadt Bad Soden a. Ts./Neuenhain L 3015 Schwalbacher Straße  
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Frage 2. Bis wann sollten die jeweiligen Projekte jeweils vereinbarungsgemäß realisiert werden? 
 
In den abgeschlossenen Verwaltungsvereinbarungen sind keine Umsetzungszeiträume festge-
schrieben. 
 
 
Frage 3. Wie ist der aktuelle Stand (Planung, Bau, Inbetriebnahme) der jeweiligen Maßnahmen? 
 

Straße Projektbezeichnung 
Aktueller Stand 4.Quartal 
2019 

L 3220 Ortsumgehung Felsberg im Bau 

L 3097 Westumgehung Eschollbrücken Planung 

L 3065 Ortsumgehung Seligenstadt, 3. Bauabschnitt Planung 

L 1551 Ortsumgehung Dornburg / Langendernbach Planung 

L 3125 Ortsumgehung Ebsdorfergrund / Heskem im Bau 

L 3287 Ortsumgehung Hohenahr / Mudersbach Planung 

L 3054 Teilortsumgehung Weilmünster Planung 

L 3080 Nordumgehung Bad Arolsen/Wetterburg Planung 

L 3172 
Grundhafte Erneuerung Ortsdurchfahrt im Zuge der 
Hauptstraße 

Verkehrsfreigabe 2018 

L 3255 
Grundhafte Erneuerung Ortsdurchfahrt im Zuge der 
Wölfershäuser Straße 

im Bau 

L 3341 
Grundhafte Erneuerung Ortsdurchfahrt im Zuge der 
Erdmannroder Straße 

Verkehrsfreigabe 2018 

L 3341 
Grundhafte Erneuerung Ortsdurchfahrt im Zuge der 
Konroder Straße 

Verkehrsfreigabe 2018 

L 3015 
Grundhafte Erneuerung Ortsdurchfahrt im Zuge der 
Schwalbacher Straße 

Verkehrsfreigabe 2017 

 
 
Frage 4. Welche Kommunen haben sich i.S. einer Fortsetzung bzw. Beschleunigung der vereinbarten 

Maßnahme an die Landesregierung gewandt? 
 
Frage 5. Auf welche Probleme haben Kommunen aufgrund von Verzögerungen bei der Umsetzung der 

KIM-II-Modelle hingewiesen? 
 
Frage 6. Wie bewertet die Landesregierung diese Stellungnahmen? 
 
Die Fragen 4 bis 6 werden wegen ihres Sachzusammenhangs zusammen beantwortet. 

Die Kommunen stehen während des gesamten Planungsprozesses sowie während der Bauphase 
im engen Kontakt mit Hessen Mobil, um zeitliche Abfolgen von Arbeitsschritten und Termin-
pläne ebenso wie fachliche Fragen zu klären und abzustimmen. In einzelnen Fällen haben sich 
Kommunen auch an das Hessische Ministerium für Wirtschaft, Energie, Verkehr und Wohnen 
(HMWEVW) gewandt, so dass Gespräche auf der Ebene des Ministeriums geführt wurden. Da-
bei konnten bestehende Fragen ausgeräumt und gemeinsam Lösungswege vereinbart werden. 
 
 
Frage 7. Welche Kommunen haben zusätzlich zu den vereinbarten Maßnahmen Projekte angemeldet bzw. 

eine Ausweitung der KIM-Projekte angeregt? 
 
Der Wunsch nach der Realisierung einzelner Bauvorhaben ist Gegenstand zahlreicher Gespräche 
sowie des Schriftverkehrs in Angelegenheiten des Straßenbaus zwischen kommunalen Gebiets-
körperschaften und der Landesregierung einschließlich der nachgeordneten Verwaltungen. Auf-
grund der Kommunikation auf den verschiedenen Ebenen liegen Auswertungen hierzu nicht vor. 
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Allerdings ist festzustellen, dass der finanzielle Rahmen des seinerzeitigen Programms KIM II 
vollständig ausgeschöpft und dessen Ausweitung daher haushaltsrechtlich nicht möglich ist.  
 
Die Neuauflage eines Vorfinanzierungsprogramms für den Landesstraßenbau ist seitens der 
Landesregierung nicht vorgesehen. 
 
 
Frage 8. Ließe sich nach Ansicht der Landesregierung das KIM-Programm auch dafür nutzen, Radwege 

entlang von Landesstraßen schneller zu bauen? 
 
Grundsätzlich ließen sich auch Radwege wie alle anderen Vorhaben an Landesstraßen durch 
Vorfinanzierungsmodelle realisieren. Die die Landesregierung tragenden Parteien haben zur Fi-
nanzierung baureifer Radwege in ihrer Koalitionsvereinbarung eine sukzessive Steigerung der 
jährlichen Radwegebaumittel auf 17 Mio. € bis 2025 vorgesehen. Zudem wurde bei Hessen 
Mobil eine Steuerungsgruppe „Radverkehr“ eingerichtet. In dieser werden neben der Entwick-
lung und Fortschreibung von Konzepten für Radwegeverbindungen auch Aktivitäten anderer 
Baulastträger koordiniert und alle Vorschläge bzw. Notwendigkeiten in einem Gesamtradwege-
netz verzahnt. 
 
Auf diese Weise will die Landesregierung alle Schritte unternehmen, das Radwegenetz mög-
lichst effektiv und zielgerichtet zu erweitern. Ein Vorfinanzierungsprogramm stellt aus diesem 
Grund derzeit keine Option für die Landesregierung dar. 
 
 
Wiesbaden, 3. Dezember 2019 

Tarek Al-Wazir 


